
1

Angela Zanon

Von:
Gesendet: Montag, 23. März 2026 09:44
An:
Betreff: AW: 40. Änderung des Flächennutzungsplanes und vorhabenbezogener 

Bebauungsplan Nr. 47 der Stadt Bredstedt

Sehr geehrte Frau Zanon, 
 
seitens des Wasserverband Nord bestehen aus abwasser- und trinkwassertechnischer Sicht keine Bedenken gegen 
o.g. Vorhaben. Die geforderten 96 m3/h über 2 Stunden für die Löschwasserversorgung können nicht zugesagt 
werden.  
 

Mit freundlichen Grüßen 

--  
Wasserverband Nord 
Wanderuper Weg 23 
24988 Oeversee 
 

 

 
Rechtsform: Körperschaft des öffentlichen Rechts 
Vertretungsberechtigter Geschäftsführer: Michael Eickmann 
USt-IdNr: DE 134643163 
 
Bitte informieren Sie uns darüber, wenn Sie diese E-Mail irrtümlicherweise erhalten haben und löschen Sie diese E-
Mail sodann umgehend. 
Beachten Sie auch die Datenschutzerklärung auf unserer Internetseite. 









 

 
 

AG-29 
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Ihr Zeichen / vom  Unser Zeichen / vom Kiel, den 23.03.2026 

     -    / 18.02.2026    / 2026  

 

 

Stadt Bredstedt 

40. Änderung des Flächennutzungsplanes und vorhabenbezogener Bebauungs-

plan Nr. 47 

 

Frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 BauGB 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Bereitstellung der Unterlagen zu vorstehend genannter Planung. 

 

Die in der AG-29 zusammengeschlossenen Naturschutzverbände verweisen hinsichtlich des 

Umfanges und des Detaillierungsgrades der Umweltprüfung auf die in § 2 (4) und § 2a (2) 

BauGB sowie in der Anlage 1 des BauGB festgelegten Standards. 

 

 

Die AG-29 behält sich vor, im weiteren Verfahren umfassend vorzutragen. 

 

 

Freundliche Grüße 

Im Auftrag 
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Angela Zanon

Von:
Gesendet: Freitag, 20. Februar 2026 11:36
An: Angela Zanon
Betreff: Re: [EXTERN] 40. Änderung des Flächennutzungsplanes und 

vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 47 der Stadt Bredstedt

Sehr geehrte Damen und Herren, 
aus Sicht der unteren Forstbehörde bestehen keine Bedenken gegen die o.a. Planung. Östlich des 
Plangebietes befindet sich eine Waldfläche zu der ein Abstand von 25m geplant ist. Sofern gegen 
diese Unterschreitung des gesetzlichen Abstandes von 30m seitens des Brandschutzes keine 
Bedenken bestehen, kann auch forstbehördlicherseits insbesondere aufgrund der Exposition und der 
trennenden Straße zugestimmt werden. 
Mit freundlichen Grüßen 

  
Das 
verk
nüpf
te 
Bild 
kann 
nic… 

  
Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung 
Untere Forstbehörde Westküste 
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                                                                                Frau Amtsdirektorin des 
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40. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 47 der Stadt Bredstedt 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Zusammenfassend für die von mir zu vertretenden öffentlichen Belange und die beteiligten Abtei-
lungen meines Hauses nehme ich zu dem Entwurf wie folgt Stellung: 
 
Stellungnahme des FD Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung, Planung 
Zum B-Plan 
Ich weise beratend auf folgendes hin: 

 Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich um einen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan. Bei diesem Planinstrument gem. § 12 BauGB ist der Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan (VEP) ein obligatorischer Bestandteil – er ist keine Anlage zur Begründung. Da-
bei muss es sich nicht zwingend um einen eigenständigen Plan handeln; wenn Vorhaben- 
und Erschließungsplan und vorhabenbezogener Bebauungsplan kongruent sind, muss 
aber auch ‚Vorhaben- und Erschließungsplan’ auf der Satzung stehen. 

 Ich weise außerdem vorsorglich darauf hin, dass Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) 
und vorhabenbezogener Bebauungsplan aufeinander Bezug nehmen sollten in der Hin-
sicht, dass auf allen beteiligten Planwerken vermerkt wird, was ansonsten noch zur Sat-
zung gehört (Planzeichnung - Teil A, Text – Teil B, VEP) und dass auch bei der späteren 
Ausfertigung darauf zu achten ist, dass die Pläne sich textlich aufeinander beziehen (sofern 
sie nicht körperlich miteinander verbunden sind) und dass sie auch beide auszufertigen und 
bekannt zu machen sind. Dabei entfaltet der VEP Verbindlichkeit und bestimmt die Zuläs-
sigkeit von Bauvorhaben im Plangebiet gemäß § 30 (2) BauGB mit.  

 Die Plangeberin ist gehalten, in der Begründung das darzulegen, was für die planerische 
Abwägung von Bedeutung ist und sollte daher nicht nur die Inhalte des VEP erläutern, son-
dern auch auf die in dieser Hinsicht wesentlichen Inhalte des Durchführungsvertrages ein-
gehen. 

 Die textliche Festsetzung Nr. 2.1 könnte so interpretiert werden, dass auch selbständige, 
freistehende PV-Anlagen zulässig sind. Wenn hier nur PV-Anlagen auf Dachflächen ge-
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meint sind, sollte die Festsetzung entsprechend ergänzt werden. In der örtlichen Bauvor-
schrift Nr. 7.1 entsteht durch deren zweiten Satz eine Dopplung – dieser Satz kann hier 
entfallen. 

 
Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
Zum B-Plan 
Naturschutzfachliche Untersuchungen über den nach § 1a Baugesetzbuch gängigen Ermittlungen 
und Bewertungen der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft (Eingriffs-/ Ausgleichsre-
gelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) und den hier genannten Anregungen werden nicht für 
erforderlich gehalten. 
 
Die mit Bebauungsplan verbundenen Bodenversiegelungen und Zerstörungen der vorhandenen 
Grünlandvegetation sind im Verhältnis 1:0,8 für Vollversiegelungen und im Verhältnis 1:0,6 für Teil-
versiegelungen zu kompensieren. 
 
Insofern die die Eingriffe in Natur und Landschaft über ein Ökokonto kompensiert werden sollen, 
sind die Fläche (Flurstücksbezeichnung) und die Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen des Öko-
kontos im Umweltbericht inhaltlich und kartographisch darzustellen. Dabei ist die tatsächliche Aus-
gleichsfläche und nicht das Ökokonto als Ganzes flächenscharf darzustellen. Ferner ist der Aus-
gleich über ein Ökokonto im Umweltbericht zwingend sowohl als m²-Größe festzusetzen als auch 
in Ökopunkten als Äquivalent anzugeben. 
Die vertragliche Vereinbarung zum Ökokonto ist als Anlage dem Bebauungsplan beizufügen und 
muss mir vor Satzungsbeschluss vorgelegt werden. 
 
Sofern sich das Ökokonto in einem anderen Gemeindegebiet befindet, ist die Fläche ggf. durch in-
terkommunale Vereinbarungen bzw. durch eigene Darstellungen der anderen Gemeinde im Flä-
chennutzungsplan zu sichern. 
 
Insofern die im Rahmen des Bebauungsplans vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft über 
eine externe Kompensationsfläche ausgeglichen bzw. ersetzt werden sollen, ist für die Übersicht-
lichkeit sowie zur einfacheren Steuerung der Umsetzung der festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen 
die Aufnahme einer Zuordnungsfestsetzung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB in den textlichen Festset-
zungen des Bebauungsplans erforderlich. 
Die Fläche (Flurstücksbezeichnung) und die Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen der Ausgleichs-
maßnahme sind im Umweltbericht inhaltlich und kartographisch darzustellen. 
 
Insofern die Ausgleichsfläche nicht im Eigentum der Gemeinde und/oder innerhalb einer anderen 
Gemeinde liegt, ist diese über einen städtebaulichen Vertrag zu sichern. Dieser muss inhaltlich 
mindestens gegenüber der UNB im Bauleitplanverfahren beschrieben werden. 
 
Stellungnahme der unteren Wasserbehörde 
Zum B-Plan 
Die Betrachtung der Wasserbilanz nach A-RW1 für den Umgang mit dem Niederschlagswasser im 
nächsten Planungsschritt begrüße ich. Vorsorglich weise ich darauf hin, dass in unmittelbarer 
Nähe keine Möglichkeiten zur Ableitung vorhanden sind. Einleitungen ist ein Gewässer oder das 
Kanalnetz sind mit dem Sielverband Breklumer Koog bzw. dem Wasserverband Nord abzustim-
men. 
Redaktioneller Hinweis: 4.2 Durchführungsvertrag, 2. Absatz Durchführungsvertrag geschlossen 
mit Gemeinde TAARSTEDT – sollte korrigiert werden. 
 
 
Von den anderen beteiligten Abteilungen meines Hauses wurden keine Anregungen gemacht. 
 
 
 
 
 



- 3 - 
Bredstedt 
 
 
Eine Kopie meiner Stellungnahme werde ich an das Innenministerium in Kiel zur Kenntnisnahme 
senden. 
 
Im Auftrag 


